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Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der EWG für 
eine Verordnung des Rates über die Feststellung der Anhänge 
zur Verordnung Nr. . . . des Rates über die Anwendung 
der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern 

— Drucksache V/3209 — 


A. Bericht des Abgeordeten Langebeck 


Der Verordnungsvorschlag ergänzt den Vorschlag 
der Verordnung des Rates über die Anwendung der 
Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
ZU“ und abwandern (Drucksache V/197 vom 21. Ja- 
nuar 1966). Der ursprüngliche Verordnungsentwurf 
wurde von der Kommission dem Ministerrat ohne 
die darin vorgesehenen Anhänge vorgelegt und vom 
Ministerrat noch nicht verabschiedet (siehe Schrift- 
licher Bericht Drucksache V/3542). 

Die sechs vorgesehenen Anhänge entsprechen teil- 
weise den Anhängen zur Verordnung Nr. 3 des 
Rates der EWG über die Soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer, an deren Stelle die neue Ver- 
ordnung tritt. 

Anhang I führt Vorbehalte auf, die verschiedene 
Länder hinsichtlich der Zahlung von Geburtsbeihil- 
fen nach anderen Ländern machen wollen, die sie 
aus bevölkerungspolitischen Gründen gewähren. 

Anhang II (früher Anhang D zur Verordnung 
Nr. 3) nennt die weitergeltenden Vorschriften zwei- 
seitiger Abkommen. Hierbei handelt es sich um 
Regelungen für besondere zweiseitige Probleme 
(z. B. Kriegsfolgen) und für Arbeitnehmer günstigere 


Vorschriften, die nicht auf alle Länder erstreckt wer- 
den konnten. 

Anhang III (früher Anhang F zur Verordnung 
Nr. 3) grenzt die bestehenden Invaliditätssysteme 
ab. 

Anhang IV nennt die Wesensmerkmale überein- 
stimmender Invaliditätsbegriffe. Die deutschen 
Systeme sind nicht einbezogen. 

Anhang V zählt die Systeme auf, in denen Min- 
destraten bestehen. 

Anhang VI (früher Anhang G zur Verordnung 
Nr. 3) führt besondere Anwendungsvorschriften für 
einzelne Länder auf. Für die Bundesrepublik 
Deutschland ist hier besonders die Abgrenzung der 
Leistungsverpflichtungen nach dem Fremdrenten- 
gesetz und die Anrechnung von Zurechnungs-, Aus- 
fall- und Ersatzzeiten geregelt. 

Der Ausschuß bezog sich auch hier auf seine Emp- 
fehlungen zur Drucksache V/197 und V/3208. Er hat 
in seiner Sitzung vom 14. November 1968 einstim- 
mig beschlossen, dem Plenum des Deutschen Bun- 
destages zu empfehlen, von den Vorschlägen der 
Kommission der EWG zustimmend Kenntnis zu neh- 
men. 


Bonn, den 15. November 1969 


Langebeck 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EWG-Kommission — Drucksache 
V/3209 — zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 15. November 1968 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Langebeck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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